
  28.09.2017 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 17 

Gericht 

BVwG 

Entscheidungsdatum 

28.09.2017 

Geschäftszahl 

G307 2171032-1 

Spruch 
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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Markus MAYRHOLD als Einzelrichter über die 
Beschwerde des XXXX, geboren am XXXX, Staatsangehörigkeit: Mazedonien, vertreten durch die XXXX in 
XXXX, gegen den Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl vom 01.09.2017, Zahl XXXX zu 
Recht erkannt: 
 

A) 
 

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer (im Folgenden: BF) stellte am XXXX.2015 in der Abteilung Fremdenpolizei und 
Anhaltevollzug der Landespolizeidirektion XXXX (im Folgenden: AFA) einen Antrag auf internationalen 
Schutz gemäß § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005). 
 

2. Am selben Tag erfolgte in der genannten Abteilung die polizeiliche Erstbefragung des BF durch ein Organ des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes. Im Zuge der Nachforschungen wurde zu Tage gefördert, dass der BF Anfang 
2015 in Ungarn ebenso einen Asylantrag gestellt hatte. 
 

3. Am 08.08.2016 fand vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, Erstaufnahmestelle Ost (im 
Folgenden: BFA, EAST Ost) die Einvernahme des BF zur geplanten Überstellung nach Ungarn statt. 
 

4. Mit Bescheid des BFA vom 09.10.2016, Zahl XXXX wurde der Antrag des BF auf Gewährung 
internationalen Schutzes gemäß § 5 Abs. 1 AsylG als unzulässig zurückgewiesen und für dessen Prüfung gemäß 
Art 25 Abs.2 iVm 18 Abs. 1 lit b) der 
 

Dublin-III-VO Ungarn für zuständig erklärt (Spruchpunkt I.). Gemäß § 61 Abs. 1 FPG wurde die 
Außerlandesbringung des BF angeordnet und gemäß Abs. 2 leg. cit die Abschiebung des BF nach Ungarn für 
zulässig erklärt (Spruchpunkt II.). 
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5. Mit Bescheid des BFA, EASt Ost vom 29.11.2016, Zahl XXXX, wurde der unter Punkt 5. angeführte 
Bescheid gemäß § 68 Abs. 2 AVG vom Amts wegen aufgehoben, weil die Überstellungsfrist nach Ungarn mit 
24.11.2016 abgelaufen sei. 
 

6. Am 25.07.2016 fand vor der Polizeiinspektion XXXX des Bezirkspolizeikommandos XXXX eine neuerliche 
polizeiliche Erstbefragung und am 24.08.2017 eine abermalige Einvernahme des BF zu seinen Fluchtgründen 
vor dem BFA, Regionaldirektion Niederösterreich (NÖ), Außenstelle Wiener Neustadt, statt. 
 

7. Am 29.08.2017 übermittelte das Landesgericht für Strafsachen XXXX (im Folgenden: LG XXXX) dem BFA, 
RD NÖ, Außenstelle Wiener Neustadt das den BF betreffende, zu 
 

XXXX ergangene Urteil, demzufolge er gemäß §§ 142 Abs. 1, 146, 229 Abs. 1 und 241e StGB zu einer 
Zusatzstrafe in der Dauer von 2 Jahren rechtskräftig verurteilt worden sei. 
 

8. Mit dem oben im Spruch angeführten Bescheid des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl RD NÖ, 
Außenstelle Wiener Neustadt, dem BF persönlich zugestellt am 04.09.2017, wurde der gegenständliche Antrag 
auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm. § 
2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.), der Antrag bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Mazedonien gemäß § 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 
13 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt II.) und dem BF gemäß § 57 AsylG 2005 ein Aufenthaltstitel nicht 
erteilt, gegen diesen gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm. § 9 
 

BFA-VG eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemäß § 52 Abs. 9 FPG 
festgestellt, dass die Abschiebung gemäß 46 FPG nach Mazedonien zulässig sei (Spruchpunkt III.); gemäß § 55 
Abs. 1a FPG wurde dem BF keine Frist für die freiwillige Ausreise eingeräumt (Spruchpunkt IV.), einer 
Beschwerde gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 und Z 2 BFA-VG die aufschiebende Wirkung aberkannt (Spruchpunkt V.), 
gemäß § 53 Abs. 3 Z 1 und 2 gegen den BF ein auf die Dauer von 10 Jahren befristetes Einreiseverbot erlassen 
(Spruchpunkt VI.) sowie gemäß § 13 Abs. 2 Z 1 und Z 2 AsylG festgestellt, dass der BF mit 29.11.2016 das 
Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet verloren habe (Spruchpunkt VII.). 
 

9. Mit Schriftsatz vom 15.09.2017, beim BFA eingebracht am selben Tag, erhob der BF durch die im Spruch 
angeführte Rechtsvertretung (im Folgenden: RV) fristgerecht Beschwerde gegen den oben genannten Bescheid. 
Darin wurde beantragt, eine mündliche Verhandlung zur Klärung des maßgeblichen Sachverhaltes 
durchzuführen, der gegenständlichen Beschwerde aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, das Einreiseverbot zu 
beheben, in eventu dessen Dauer herabzusetzen, in eventu den Bescheid zu beheben und zur 
Verfahrensergänzung an die Behörde erster Instanz zurückzuverweisen. 
 

10. Die gegenständliche Beschwerde und der dazugehörige Verwaltungsakt wurden dem 
Bundesverwaltungsgericht am 19.09.2017 vom BFA vorgelegt und sind dort am 20.09.2017 eingelangt. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen (Sachverhalt): 
 

1.1. Der BF führt die im Spruch angegebene Identität (Namen und Geburtsdatum) und ist mazedonischer 
Staatsbürger. Er ist ledig, gehört der albanischen Volksgruppe an und bekennt sich zum mazedonisch-
orthodoxen Glauben. Er besuchte im Heimatstaat 8 Jahre lang die Grundschule und knüpfte daran eine Lehre als 
Maschinenschlosser. Zuletzt arbeitete der BF in einer Gießerei in Mazedonien. In Österreich war er bis dato 
beschäftigungslos. 
 

1.2. Der Vater, sein Bruder und seine Schwester leben nach wie vor in Struga in Mazedonien, wo auch der BF 
bis vor seiner Ausreise Unterkunft bezog. Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF im EU-Raum oder im 
Bundesgebiet über weitere Verwandte oder sonstige soziale Kontakte verfügt. Der familiäre und private 
Lebensmittelpunkt des BF befand sich bisher in Mazedonien. Zur Sicherung seines Lebensunterhaltes war der 
BF in seiner Heimat als Schlosser tätig. 
 

1.3. Der BF reiste schlepperunterstützt über und Ungarn Anfang August 2015 nach Österreich ein und stellte am 
XXXX.2015 den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

1.4. Der BF war in Österreich bisher ausschließlich in Justizanstalten gemeldet. 
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1.5. Der BF wurde mit Urteil des LG XXXX, Zahl XXXX, in Rechtskraft erwachsen am XXXX.2015, wegen 
Raubes gemäß § 142 Abs. 1 StGB zu iner unbedingten Freiheitsstrafe von 3 Jahren verurteilt. 
 

Im Zuge dieser Verurteilung wurde der BF für schuldig befunden, er habe am XXXX.2015 dem Opfer eine 
Goldkette samt Herzanhänger im Gesamtwert von € 750,00 durch einen kräftigen Ruck vom Hals gerissen sowie 
am XXXX.2015 einem weiteren Opfer seine um den Hals getragene Goldkette mit fischförmigen Anhänger im 
Gesamtwert von zumindest € 

200,00 vom Hals gerissen, um sich durch deren Zueignung unrechtmäßig zu bereichern. 
 

Als mildernd wurden hiebei das reumütige Geständnis, das teilweise Zustandebringen der Beute und der bisher 
ordentliche Lebenswandel, als erschwerend das Zusammentreffen von zwei Verbrechen und das hohe Alter der 
Opfer gewertet. 
 

Ferner wurde der BF mit Urteil desselben Gerichtes zu Zahl XXXX, in Rechtskraft erwachsen am XXXX.2016, 
wegen Urkundenunterdrückung, Raubes, Unterdrückung unbarer Zahlungsmittel, und Betruges gemäß §§ 229 
Abs. 1, 142 Abs. 1, 241e Abs. 3 sowie 146 StGB zu einer (weiteren) unbedingten Freiheitsstrafe von 2 Jahren 
verurteilt. 
 

Darin wurde dem BF angelastet, er habe in 3 Fällen am XXXX.2015, XXXX.2015 sowie XXXX.2015 den 
Opfern eine Handtasche samt Geldbörse, Bargeld im Wert von € 100,00 ein Mobiltelefon (1.), eine Halskette im 
Wert von € 50,00 (2.) sowie eine solche im Wert von € 150,00 (3.) mit Gewalt weggenommen zu haben, in dem 
er dem Opfer 1 die Halskette entrissen habe, so dass dieses zu Boden stürzte, sich Prellungen der linken Hüfte, 
der rechten Hand und des linken Oberarmes zuzog, dem Opfer 2 einen Faustschlag ins Gesicht versetzte, sodass 
dieses eine Gesichtsprellung erlitt und dem Opfer 3 dessen Kette vom Hals riss. 
 

Abgesehen davon wurde der BF darin für schuldig befunden, er habe am XXXX.2105 Verfügungsberechtigten 
des Lokales "Wettpunkt" durch Täuschung über Tatsachen, nämlich des Vorweises eines Wettbons, über den er 
nicht verfügungsberechtigt war, zur Auszahlung des Wettgewinns in der Höhe von € 250,00 veranlasst. 
 

Des Weiteren wurde dem BF angelastet, vom XXXX.2015 bis XXXX.2015 Urkunden, über welche er nicht 
habe verfügen dürfen, mit dem Vorsatz unterdrückt zu haben, deren Verwendung im Rechtsverkehr zum Beweis 
eines Rechtes oder Rechtsverhältnisses oder einer Tatsache zu verhindern, indem er der Geschädigten den 
Führerschein, die Sozialversicherungskarte, die Jahreskarte und die ÖBB-Vorteilskarte aus deren 
Verfügungsbereich entzog. 
 

Schließlich wurde der BF für schuldig befunden, einer darüber Verfügungsberechtigten deren Bankomatkarte 
entfremdet zu haben. 
 

Als mildernd wurden hiebei der bisher ordentliche Lebenswandel, als erschwerend die Tatwiederholung, das 
Zusammentreffen von mehreren Vergehen und Verbrechen sowie die Auswahl der betagten Opfer gewertet. 
 

Festgestellt wird, dass der BF die in den Urteilen beschriebenen Taten begangen und das darin angeführte 
Verhalten gesetzt hat. 
 

Der BF wurde am XXXX.2015 festgenommen, befindet sich seitdem durchgehend in Untersuchungs- oder 
Strafhaft und ist der frühest mögliche Entlassungszeitpunkt der XXXX.2018. 
 

1.6. Der BF ist gesund und arbeitsfähig. 
 

1.7. Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF über Deutschkenntnisse eines bestimmten Niveaus verfügt. 
 

1.8. Der BF verfügt über kein Einkommen. Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF über Vermögen 
sowie über hinreichende Mittel zur Sicherung seines Lebensunterhaltes verfügt. 
 

1.9. Ein konkreter Anlass für das (fluchtartige) Verlassen des Herkunftsstaates konnte nicht festgestellt werden. 
Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF mit den Behörden seines Herkunftsstaates auf Grund seines 
Religionsbekenntnisses, seiner Volksgruppenzugehörigkeit oder sonst irgendwelchen Problemen ausgesetzt war. 
 

1.10. Der BF verließ seinen Herkunftsstaat aus persönlichen Gründen, nämlich aufgrund des Ansinnens, in 
Österreich Straftaten zu begehen und sich dadurch zu bereichern. 
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1.11. Mazedonien gilt als sicherer Herkunftsstaat. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

2.1. Der oben angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen Akteninhalt 
des vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA und des vorliegenden Gerichtsaktes des BVwG. 
 

2.2. Die oben getroffenen Feststellungen beruhen auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf Grund 
der vorliegenden Akten durchgeführten Ermittlungsverfahrens und werden in freier Beweiswürdigung der 
gegenständlichen Entscheidung als maßgeblicher Sachverhalt zugrunde gelegt: 
 

2.2.1. Die zu Identität, Staatsbürgerschaft, Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit sowie den persönlichen 
Verhältnissen, beruflicher Tätigkeit im Heimatland, Sicherung des Lebensunterhalts und Lebensumständen im 
Herkunftsstaat und fehlenden Anknüpfungspunkten in Österreich getroffenen Feststellungen ergeben sich aus 
dem Vorbringen vor dem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes, der Einvernahme vor der belangten 
Behörde und decken sich mit dem Feststellungen im Bescheid, denen auch in der Beschwerde nicht 
entgegengetreten wurde. 
 

In Ermangelung der Vorlage eines amtlichen Lichtbilddokumentes ist gegenständlich von einer 
Verfahrensidentität auszugehen. 
 

Der Einreisezeitpunkt und die dahingehenden Modalitäten folgen den eigenen Ausführungen des BF in der 
polizeilichen Erstbefragung wie seinen Einvernahmen vor dem BFA, wobei der vom BF ins Treffen geführte 
Einreisezeitpunkt Ende August 2015 nicht den Tatsachen entsprechen kann, verübte er am XXXX.2015 bereits 
seinen ersten Raub. Es ist daher von einer Einreise rund um Anfang August 2015 auszugehen. 
 

Die verübten strafbaren Handlungen, die dahingehenden Vorgangsweisen sowie die Strafzumessungsgründe sind 
aus den im Akt befindlichen Kopien der beiden Urteilsausfertigungen des LG XXXX ersichtlich und ergeben 
sich aus dem Amtswissen des erkennenden Gerichtes durch Einsichtnahme in das Strafregister der Republik 
Österreich. 
 

Die Beschäftigungslosigkeit des BF ist den Angaben des BF zu entnehmen und folgt dem Inhalt des seine Person 
betreffenden Sozialversicherungsdatenauszuges. Die ausschließliche Meldung in Justizanstalten ergibt sich aus 
dem Inhalt des auf den BF lautenden ZMR-Auszuges. 
 

Der BF hat keine Anhaltspunkte für irgendwelche Krankheiten geliefert, war in Mazedonien erwerbstätig und 
hat vor der belangten Behörde seinen Willen untermauert, in Österreich arbeiten zu wollen, weshalb von dessen 
Arbeitsfähigkeit auszugehen ist. Die Einnahme von Antidepressiva allein legt nicht selbstredend den Schluss 
nahe, der BF sei krank. 
 

Die Einkommenslosigkeit und versuchte Finanzierung seines Lebensunterhaltes durch kriminelle Handlungen ist 
dem Inhalt des erstgenannten Strafurteils des LG XXXX zu entnehmen. 
 

In Ermangelung der Vorlage eines Sprachzertifikates oder sonstiger Bescheinigungsmittel konnten keine 
Deutschkenntnisse eines bestimmten Niveaus festgestellt werden. 
 

2.2.2. Zum Flucht- und Beschwerdevorbringen: 
 

Wie das Bundesamt in der Beweiswürdigung des bekämpften Bescheides umfassend festhielt, erweist sich das 
Vorbringen des BF als nicht glaubhaft. So war der BF nicht in der Lage, auch nur annähernd die Namen oder das 
Umfeld seiner angeblichen Verfolger zu beschreiben. Dies erscheint schon angesichts des Beginns der 
Verfolgungshandlungen, welchen der BF mit 2011 oder 2012 ansetzte, nicht nachvollziehbar. Ebenso wenig ist 
plausibel, dass die Verfolgungshandlungen erst 9 oder 10 Jahre nach dem Krieg eingesetzt haben sollen, läge es 
doch innerhalb der allgemeinen Lebenserfahrung, dass Rachehandlungen, welche ihren Ursprung in Ereignissen 
aus den Jahren 2001 und 2002 haben, bald danach gesetzt werden. 
 

Dem BF ist es insbesondere - auch das wurde im Bescheid der belangten Behörde hervorgehoben - nicht 
gelungen, genaue Zeitangaben zu den vermeintlichen Übergriffen nennen, was in Anbetracht eines derart 
einschneidenden Geschehnisses nicht logisch nachvollziehbar ist. 
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Trotz genauen Nachfragens war es dem BF nicht möglich, die behaupteten Verfolgungshandlungen der Zahl 
nach wie inhaltlich näher zu beschreiben. Der BF meinte auf Befragen hin bloß, er habe Drohungen erhalten. 
Daran anknüpfend erscheint es befremdend, dass der BF gewusst haben soll, es habe sich bei den Verfolgern um 
Personen albanischer Herkunft gehandelt. Der BF gab an einer Stelle der Befragung an, die Bedroher nicht 
gekannt zu haben, während er an anderer Stelle meinte, er sei von einem Mann bedroht worden, der ihm 
persönlich bekannt gewesen sei. Diesen Widerspruch vermochte er nicht aufzulösen. 
 

Im Gegensatz zur vorgebrachten Bedrohung hob der BF wiederum im Rahmen der Einvernahme vor dem BFA 
hervor, er sei durch einen (namentlich nicht genannten) Bekannten verständigt wurden, dass er verfolgt werde, 
was wiederum gegen eine persönliche Bedrohung spräche und abermals einen - nicht aufgelösten - Widerspruch 
zu Tage förderte. 
 

Völlig lebensfremd gab der BF zu Protokoll, er sei nach den Verfolgungshandlungen wieder nach Mazedonien 
zurückgekehrt. Die Lebenserfahrung lehrt, dass ein Mensch, der derart massiven Bedrohungen ausgesetzt ist, 
unverzüglich um Asyl ansucht und nicht wieder in den Herkunftsstaat zurückkehrt, zumal er diesfalls abermals 
mit weiteren Drohungen oder schlimmstenfalls mit dem Tod rechnen müsste. 
 

Dem BF wäre - bei Wahrunterstellung seines Vorbringens - auch eine inländische Fluchtalternative offen 
gestanden. Dies umso mehr, als der BF im Rahmen seiner Einvernahme selbst ausführte, er habe in einem 
serbischen Dorf an der albanischen Grenze Zuflucht gefunden. Weshalb er sich nicht in XXXX niedergelassen 
habe, konnte er nicht darlegen. Mit der Aussage "die Albaner seien überall", lieferte er keine plausible Erklärung 
für die Unmöglichkeit einer inländischen Fluchtalternative. 
 

Es sind dem vorliegenden Sachverhalt auch keine Anzeichen einer mangelnden Schutzfähigkeit oder -willigkeit 
der mazedonischen Behörden zu entnehmen, weil der BF angegeben hat, über seine Bedrohungen Anzeige bei 
der Polizei erstattet zu haben, er sei aber nie über ein Erhebungsergebnis verständigt worden. Dies ist jedoch 
plausibel, weil eine Sicherheitsdienststelle ohne jegliche Anhaltspunkte über die Person des Täters wohl kaum 
Ziel führende Ermittlungen tätigen kann. 
 

Des Weiteren ist nicht nachvollziehbar, dass die übrigen Verwandten des BF in seinem Heimatdorf Struga 
weiterhin unbehelligt und frei von Bedrohungen leben konnten, wäre doch bei Wahrunterstellung des 
Fluchtvorbringens davon auszugehen gewesen, dass die Verfolger versucht hätten, über den Vater oder die 
Geschwister des BF zur Bekanntgabe seines aktuellen Aufenthaltsortes zu gelangen. 
 

Dem gegenüber konnte das Rechtsmittel die Bescheidbegründung in keinster Weise erschüttern. Abgesehen 
davon, dass das dortige Vorbringen, der BF habe eine Lebenspartnerin in Deutschland und einen in Italien 
lebenden Cousin, dem in § 20 AsylG statuierten Neuerungsverbot widerstreitet, hat der BF trotz mehrmaliger 
Aufforderung, er solle alle relevanten Fakten bekanntgeben, dahingehend nichts ausgeführt und dezidiert 
hervorgehoben, alle seiner Verwandten lebten in Mazedonien. Abgesehen davon wurden weder Namen noch 
Anschrift oder Geburtsdatum der vermeintlichen Lebensgefährtin und des Cousins genannt. 
 

Der BF ist - entgegen der Beschwerdemeinung - ohne Zweifel ausschließlich zum Zweck der Begehung 
strafbarer Handlungen ins Bundesgebiet eingereist, was sich schon aus den unmittelbar nach der Einreise 
begonnenen wie fortgesetzten kriminellen Machenschaften ergibt. Damit hat sich die belangte Behörde sehr 
wohl auseinandergesetzt. 
 

Zuletzt sei erwähnt, dass der BF den gegenständlichen Antrag erst in der Haft und nicht schon früher, etwa 
unmittelbar nach der Einreise gestellt hat. Auch dies spricht gegen eine bestehende Verfolgungsgefahr. 
 

Zusammenfassend sei erwähnt, dass sich das Vorbringen des BF - bei welcher, wie immer gearteten Sichtweise - 
als nicht als asylrelevant erweist, weil der BF weder glaubwürdig war, noch dessen Ausführungen einem der in 
der GFK angeführten Gründe entspricht. 
 

Die von der belangten Behörde im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen zur allgemeinen Lage im 
Herkunftsstaat ergeben sich aus den von ihr in das Verfahren eingebrachten und im Bescheid angeführten 
herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen. Die belangte Behörde hat dabei Berichte verschiedenster allgemein 
anerkannter Institutionen berücksichtigt. Diese Quellen liegen dem BVwG von Amts wegen vor und decken sich 
im Wesentlichen mit dem Amtswissen des BVwG, das sich aus der ständigen Beachtung der aktuellen 
Quellenlage (Einsicht in aktuelle Berichte zur Lage im Herkunftsstaat) ergibt. 
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Angesichts der Seriosität und Plausibilität der angeführten Erkenntnisquellen sowie dem Umstand, dass diese 
Berichte auf einer Vielzahl verschiedener, voneinander unabhängiger Quellen beruhen und dennoch ein in den 
Kernaussagen übereinstimmendes Gesamtbild ohne wesentliche Widersprüche darbieten, besteht kein Grund, an 
der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln. 
 

Die Feststellung, dass Mazedonien als sicherer Herkunftsstaat gilt, beruht auf § 1 Z 4 der Herkunftsstaaten-
Verordnung (HStV). In Mazedonien herrschen keine kriegerischen oder sonstigen bewaffneten 
Auseinandersetzungen. 
 

Der BF ist weder vor der belangten Behörde noch in der gegenständlichen Beschwerde den im angefochtenen 
Bescheid getroffenen Feststellungen zur allgemeinen Lage im Herkunftsstaat, die auf den in das Verfahren 
eingeführten herkunftsstaatsbezogenen Erkenntnisquellen beruhen, substantiiert entgegengetreten. Die belangte 
Behörde hat Berichte verschiedenster allgemein anerkannter Institutionen berücksichtigt, wobei die 
Ausführungen in der Beschwerde keineswegs den Wahrheitsgehalt der ausgewählten Berichte zu widerlegen 
oder diese anzuzweifeln vermochten. So hat der BF am Ende seiner Einvernahme vor dem BFA zu den ihm 
vorgehaltenen Länderberichten vorgebracht, er habe seine "Sachen" gesagt, wäre er sicher, hätte er Mazedonien 
nicht verlassen. 
 

Es wurden somit im gesamten Verfahren keine Gründe dargelegt, die an der Richtigkeit der Informationen zur 
allgemeinen Lage im Herkunftsstaat Zweifel aufkommen ließen. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1. Abweisung der Beschwerde hinsichtlich des Status des Asylberechtigten: 
 

3.1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz im Sinne des § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 gestellt hat, soweit dieser Antrag nicht bereits gemäß §§ 4, 4a 
oder 5 AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass 
ihm im Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung 
der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, idF des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 
78/1974 (Genfer Flüchtlingskonvention - GFK), droht. 
 

Als Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK ist anzusehen, wer sich aus wohlbegründeter 
Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder 
der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage 
oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer 
staatenlos ist, sich infolge obiger Umstände außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet 
und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren. 
 

Zentrales Element des Flüchtlingsbegriffes ist nach ständiger Rechtsprechung des VwGH die "wohlbegründete 
Furcht vor Verfolgung" (vgl. VwGH 22.12.1999, Zl. 99/01/0334; 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; 25.01.2001, Zl. 
2001/20/0011). Eine solche liegt dann vor, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgründen fürchten würde (VwGH 09.03.1999, Zl. 98/01/0370; 
21.09.2000, Zl. 2000/20/0286). 
 

Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende Sphäre des 
Einzelnen zu verstehen, welcher geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des 
Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen (VwGH 24.11.1999, Zl. 
99/01/0280). Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 19.12.1995, Zl. 
94/20/0858; 23.09.1998, Zl. 98/01/0224; 09.03.1999, Zl. 98/01/0318; 

09.03.1999, Zl. 98/01/0370; 06.10.1999, Zl. 99/01/0279 mwN; 

19.10.2000, Zl. 98/20/0233; 21.12.2000, Zl. 2000/01/0131; 

25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Die Verfolgungsgefahr muss aktuell sein, was bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Entscheidung vorliegen muss 
(VwGH 09.03.1999, Zl. 98/01/0318; 19.10.2000, Zl. 98/20/0233). Bereits gesetzte vergangene 
Verfolgungshandlungen können im Beweisverfahren ein wesentliches Indiz für eine bestehende 
Verfolgungsgefahr darstellen, wobei hierfür dem Wesen nach eine Prognose zu erstellen ist (VwGH 05.11.1992, 
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Zl. 92/01/0792; 09.03.1999, Zl. 98/01/0318). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in den in der GFK 
genannten Gründen haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 nennt, und muss ihrerseits Ursache dafür sein, dass 
sich die betreffende Person außerhalb ihres Heimatstaates bzw. des Staates ihres vorigen Aufenthaltes befindet. 
Die Verfolgungsgefahr muss dem Heimatstaat bzw. dem Staat des letzten gewöhnlichen Aufenthaltes 
zurechenbar sein, wobei Zurechenbarkeit nicht nur ein Verursachen bedeutet, sondern eine Verantwortlichkeit in 
Bezug auf die bestehende Verfolgungsgefahr bezeichnet (VwGH 16.06.1994, Zl. 94/19/0183). 
 

Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat 
nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe seitens Dritter präventiv zu schützen. Es ist 
erforderlich, dass der Schutz generell infolge Fehlens einer nicht funktionierenden Staatsgewalt nicht 
gewährleistet wird (vgl. VwGH 01.06.1994, Zl. 94/18/0263; 01.02.1995, Zl. 94/18/0731). Die mangelnde 
Schutzfähigkeit hat jedoch nicht zur Voraussetzung, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht - diesfalls wäre 
fraglich, ob von der Existenz eines Staates gesprochen werden kann -, die ihren Bürgern Schutz bietet. Es kommt 
vielmehr darauf an, ob in dem relevanten Bereich des Schutzes der Staatsangehörigen vor Übergriffen durch 
Dritte aus den in der GFK genannten Gründen eine ausreichende Machtausübung durch den Staat möglich ist. 
Mithin kann eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von 
staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewendet werden kann 
(VwGH 22.03.2000, Zl. 99/01/0256). 
 

Verfolgungsgefahr kann nicht ausschließlich aus individuell gegenüber dem Einzelnen gesetzten 
Einzelverfolgungsmaßnahmen abgeleitet werden, vielmehr kann sie auch darin begründet sein, dass regelmäßig 
Maßnahmen zielgerichtet gegen Dritte gesetzt werden, und zwar wegen einer Eigenschaft, die der Betreffende 
mit diesen Personen teilt, sodass die begründete Annahme besteht, (auch) er könnte unabhängig von 
individuellen Momenten solchen Maßnahmen ausgesetzt sein (VwGH 09.03.1999, Zl. 98/01/0370; 22.10.2002, 
Zl. 2000/01/0322). 
 

Die Voraussetzungen der GFK sind nur bei jenem Flüchtling gegeben, der im gesamten Staatsgebiet seines 
Heimatlandes keinen ausreichenden Schutz vor der konkreten Verfolgung findet (VwGH 08.10.1980, VwSlg. 
10.255 A). Steht dem Asylwerber die Einreise in Landesteile seines Heimatstaates offen, in denen er frei von 
Furcht leben kann, und ist ihm dies zumutbar, so bedarf er des asylrechtlichen Schutzes nicht; in diesem Fall 
liegt eine sog. "inländische Fluchtalternative" vor. Der Begriff "inländische Fluchtalternative" trägt dem 
Umstand Rechnung, dass sich die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung iSd. Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK, 
wenn sie die Flüchtlingseigenschaft begründen soll, auf das gesamte Staatsgebiet des Heimatstaates des 
Asylwerbers beziehen muss (VwGH 08.09.1999, Zl. 98/01/0503 und Zl. 98/01/0648). 
 

Grundlegende politische Veränderungen in dem Staat, aus dem der Asylwerber aus wohlbegründeter Furcht vor 
asylrelevanter Verfolgung geflüchtet zu sein behauptet, können die Annahme begründen, dass der Anlass für die 
Furcht vor Verfolgung nicht (mehr) länger bestehe. Allerdings reicht eine bloße - möglicherweise 
vorübergehende - Veränderung der Umstände, die für die Furcht des betreffenden Flüchtlings vor Verfolgung 
mitbestimmend waren, jedoch keine wesentliche Veränderung der Umstände iSd. Art. 1 Abschnitt C Z 5 GFK 
mit sich brachten, nicht aus, um diese zum Tragen zu bringen (VwGH 21.01.1999, Zl. 98/20/0399; 03.05.2000, 
Zl. 99/01/0359). 
 

3.1.2. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass 
die Beschwerde nicht begründet ist: 
 

Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen führt dann 
zur Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK festgelegten Grund, nämlich die 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung 
anknüpft. 
 

Eine gegen den BF gerichtete Verfolgungsgefahr aus solchen Gründen wurde weder im Verfahren vor der 
belangten Behörde noch im Verfahren vor dem BVwG vorgebracht bzw. glaubhaft gemacht. 
 

Insoweit vom BF zur Furcht vor Verfolgung im Fall der Rückkehr in den Herkunftsstaat vorgebracht wurde, er 
wird und werde von Albanern bedroht, weil er am Krieg teilgenommen habe, handelt es sich - selbst bei 
unterstelltem Wahrheitsgehalt - um eine Verfolgung durch Privatpersonen. Konkrete Anhaltspunkte dafür, dass 
die staatlichen Institutionen in Mazedonien im Hinblick auf eine mögliche Verfolgung durch Privatpersonen 
tatsächlich weder schutzfähig noch schutzwillig wären, sind nämlich weder aus dem Vorbringen vor der 
belangten Behörde und in der Beschwerde noch aus den Erkenntnisquellen zur allgemeinen Lage im 
Herkunftsstaat ersichtlich. Dabei ist auch darauf hinzuweisen, dass ein lückenloser Schutz vor privater 
Verfolgung naturgemäß nicht gewährleistet werden kann, weshalb dem Fehlen eines solchen keine Asylrelevanz 
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zukommt (VwGH 04.05.2000, Zl. 99/20/0177; 13.11.2008, Zl. 2006/01/0191). So wurde in der Beschwerde 
auch nicht substantiiert dargelegt, warum die staatlichen Stellen des Herkunftsstaates, insbesondere die 
Sicherheits- und Justizbehörden, entgegen den diesbezüglich vorliegenden herkunftsstaatsbezogenen 
Erkenntnisquellen nicht in der Lage oder nicht willens wären, vor den behaupteten Bedrohungen angemessenen 
Schutz zu bieten. 
 

Ferner muss es sich bei der begründeten Furcht vor Verfolgung um eine solche handeln, die aus objektiver Sicht 
begründet ist und einen weiteren Verbleib des Asylwerbers in seinem Heimatland unerträglich erscheinen lässt 
(VwGh 24.07.2001, 97/21/0636; 25.04.1994, 94/20/0034). Auch hiefür gab es angesichts der insgesamt langen 
Verweildauer des BF in Mazedonien und dem langen Zuwarten auf die Stellung eines Asylantrags keine 
Anhaltspunkte. 
 

Es ist ferner anzunehmen, dass der BF den Herkunftsstaat wegen seiner zum Zeitpunkt der Ausreise bestehenden 
persönlichen Situation und der dort vorherrschenden Lebensbedingungen sowie deshalb verlassen hat, um sich 
durch die Verübung seiner Straftaten im Bundesgebiet zu bereichern. Dies zeigt auch die rasche Straffälligkeit in 
unmittelbarer zeitlicher Nähe zu seiner Einreise. 
 

Es war daher im Hinblick auf die ausschließlich persönlichen Beweggründe für das Verlassen des 
Herkunftsstaates der Schluss zu ziehen, dass die Stellung eines Antrages auf internationalen Schutz nur aus dem 
Grund erfolgte, sich nach erfolgter Einreise unter Umgehung der den Aufenthalt regelnden Vorschriften den 
weiteren Aufenthalt in Österreich zu ermöglichen. 
 

Da eine aktuelle oder zum Fluchtzeitpunkt bestehende asylrelevante Verfolgung auch sonst im Rahmen des 
Ermittlungsverfahrens nicht hervorgekommen, notorisch oder amtsbekannt ist, war in der Folge davon 
auszugehen, dass eine asylrelevante Verfolgung nicht existiert. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. der angefochtenen Bescheide gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 als 
unbegründet abzuweisen. 
 

3.2. Abweisung der Beschwerde hinsichtlich des Status des subsidiär Schutzberechtigten: 
 

3.2.1. Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abgewiesen wird 
(Z 1), oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist (Z 2), der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden 
in seinen Herkunftsstaat eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle 
Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen würde. 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status 
des Asylberechtigten nach § 7 zu verbinden. 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG 2005 sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status 
des subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 
offen steht. 
 

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so 
hat gemäß § 8 Abs. 3a AsylG eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemäß § 9 
Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da 
dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 
mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung, dass der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 
 

Somit ist vorerst zu klären, ob im Falle der Rückführung des Fremden in seinen Herkunftsstaat Art. 2 EMRK 
(Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur EMRK über die Abschaffung der 
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Todesstrafe oder das Protokoll Nr. 13 zur EMRK über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe verletzt 
werden würde. Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger, noch zum Refoulementschutz nach der vorigen 
Rechtslage ergangenen, aber weiterhin gültigen Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen 
einer solchen Bedrohung glaubhaft zu machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, 
die Person des Fremden betreffende und durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben 
darzutun ist (VwGH 23.02.1995, Zl. 95/18/0049; 05.04.1995, Zl. 95/18/0530; 04.04.1997, Zl. 95/18/1127; 
26.06.1997, ZI. 95/18/1291; 02.08.2000, Zl. 98/21/0461). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht 
sich zumindest auf jene Umstände, die in der Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die 
Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, Zl. 93/18/0214). 
 

Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der 
Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zl. 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit 
zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht 
besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zl. 
98/01/0122; 25.01.2001, Zl. 2001/20/0011). 
 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher 
Konsequenzen für den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VwGH 19.02.2004, Zl. 
99/20/0573; auch ErläutRV 952 BlgNR 22. GP zu § 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte 
Staatsgebiet beziehen und die drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität sein und ein 
Mindestmaß an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Artikels 3 EMRK zu gelangen (zB 
VwGH 26.06.1997, Zl. 95/21/0294; 25.01.2001, Zl. 2000/20/0438; 30.05.2001, Zl. 97/21/0560). 
 

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der 
Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen. Die Ansicht, eine Benachteiligung, die alle 
Bewohner des Staates in gleicher Weise zu erdulden hätten, könne nicht als Bedrohung im Sinne des § 8 Abs. 1 
AsylG 2005 gewertet werden, trifft nicht zu (VwGH 25.11.1999, Zl. 99/20/0465; 08.06.2000, Zl. 99/20/0203; 
17.09.2008, Zl. 2008/23/0588). Selbst wenn infolge von Bürgerkriegsverhältnissen letztlich offen bliebe, ob 
überhaupt noch eine Staatsgewalt bestünde, bliebe als Gegenstand der Entscheidung nach § 8 Abs. 1 AsylG 2005 
die Frage, ob stichhaltige Gründe für eine Gefährdung des Fremden in diesem Sinne vorliegen (vgl. VwGH 
08.06.2000, Zl. 99/20/0203). 
 

Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein 
Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 
8 Abs. 1 AsylG 2005 als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (vgl. VwGH 27.02.2001, Zl. 
98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028; siehe dazu vor allem auch EGMR 20.07.2010, N. gg. Schweden, Zl. 
23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, Zl. 10611/09, Rz 81ff). 
 

Bei außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im Herkunftsstaat kann nach der 
ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) die 
Außerlandesschaffung eines Fremden nur dann eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, wenn im konkreten 
Fall außergewöhnliche Umstände ("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. gg. 
Vereinigtes Königreich, Zl. 30240/96; 06.02.2001, Bensaid, Zl. 44599/98; vgl. auch VwGH 21.08.2001, Zl. 
2000/01/0443). Unter "außergewöhnlichen Umständen" können auch lebensbedrohende Ereignisse (zB Fehlen 
einer unbedingt erforderlichen medizinischen Behandlung bei unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein 
Abschiebungshindernis im Sinne des Art. 3 EMRK iVm. § 8 Abs. 1 AsylG 2005 bilden, die von den Behörden 
des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 02.05.1997, D. gg. Vereinigtes Königreich; vgl. VwGH 
21.08.2001, Zl. 2000/01/0443; 13.11.2001, Zl. 2000/01/0453; 09.07.2002, Zl. 2001/01/0164; 16.07.2003, Zl. 
2003/01/0059). Nach Ansicht des VwGH ist am Maßstab der Entscheidungen des EGMR zu Art. 3 EMRK für 
die Beantwortung der Frage, ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellt, 
unter anderem zu klären, welche Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand des 
Fremden als reale Gefahr ("real risk") - die bloße Möglichkeit genügt nicht - damit verbunden wären (VwGH 
23.09.2004, Zl. 2001/21/0137). 
 

3.2.2. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass 
die Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 
2005 nicht gegeben sind: 
 

Es konnte nicht festgestellt werden, dass der BF im Fall der Rückkehr in den Herkunftsstaat Folter, einer 
erniedrigenden oder unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe ausgesetzt sein könnte. 
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Beim BF handelt es sich um einen arbeitsfähigen, erwachsenen Mann im Alter von 37 Jahren, bei dem die 
grundsätzliche Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. Der BF verfügt darüber 
hinaus über eine mehrjährige Schulausbildung. Es war ihm bis dato möglich, im elterlichen Haus zu leben und 
als Maschinenschlosser zu arbeiten. Er wird daher im Herkunftsstaat grundsätzlich in der Lage sein, sich mit der 
bislang ausgeübten Tätigkeit oder gegebenenfalls mit anderen Tätigkeiten, wenn auch nur durch 
Gelegenheitsarbeiten, ein ausreichendes Einkommen zu erwirtschaften und bei seiner Familie Unterkunft zu 
nehmen. 
 

Letztlich war zu berücksichtigen, dass in der Beschwerde den von der belangten Behörde im angefochtenen 
Bescheid getroffenen Feststellungen und Erwägungen zur Zumutbarkeit und Möglichkeit der Rückkehr in den 
Herkunftsstaat nicht substantiiert entgegengetreten und in weiterer Folge auch nicht dargelegt wurde, wie sich 
eine Rückkehr in den Herkunftsstaat konkret auf die individuelle Situation auswirkte, insbesondere inwieweit 
der BF durch die Rückkehr einem realen Risiko einer extremen Gefahrenlage ausgesetzt wäre. 
 

Auf Grund der eben dargelegten Zulässigkeit der Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung in den 
Herkunftsstaat erübrigt sich eine weitere Prüfung hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen gemäß §§ 8 
Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005. 
 

Durch eine Rückführung in den Herkunftsstaat läge somit eine Verletzung in Rechten nach Art. 2 und 3 EMRK 
oder ihren relevanten Zusatzprotokollen Nr. 6 (über die Abschaffung der Todesstrafe) und Nr. 13 (über die 
vollständige Abschaffung der Todesstrafe) nicht vor. Weder droht im Herkunftsstaat durch direkte Einwirkung 
noch durch Folgen einer substantiell schlechten oder nicht vorhandenen Infrastruktur ein reales Risiko einer 
Verletzung der oben genannten von der EMRK gewährleisteten Rechte. Dasselbe gilt für die reale Gefahr, der 
Todesstrafe unterworfen zu werden. Auch Anhaltspunkte dahingehend, dass eine Rückführung in den 
Herkunftsstaat für den BF als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich brächte, sind 
nicht hervorgekommen. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 
2005 als unbegründet abzuweisen. 
 

3.3. Abweisung der Beschwerde hinsichtlich der Rückkehrentscheidung: 
 

3.3.1. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu verbinden, wenn der Antrag auf internationalen 
Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status 
des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird, und von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 nicht 
erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegt. 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG hat das BFA gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 2005) 
mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten abgewiesen wird, und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm 
kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte 
Drittstaatsangehörige. 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das BFA mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
 

Der mit "Schutz des Privat- und Familienlebens" betitelte § 9 BFA-VG lautet: 
 

"§ 9. (1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung 
gemäß § 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- 
oder Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
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1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
 

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§ 45 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 
 

(4) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmäßig im Bundesgebiet 
aufhält, darf eine Rückkehrentscheidung nicht erlassen werden, wenn 
 

1. ihm vor Verwirklichung des maßgeblichen Sachverhaltes die Staatsbürgerschaft gemäß § 10 Abs. 1 des 
Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBl. Nr. 311, verliehen hätte werden können, es sei denn, eine der 
Voraussetzungen für die Erlassung eines Einreiseverbotes von mehr als fünf Jahren gemäß § 53 Abs. 3 Z 6, 7 
oder 8 FPG liegt vor, oder 
 

2. er von klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjährig rechtmäßig niedergelassen ist. 
 

(5) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen Sachverhaltes bereits fünf 
Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf 
mangels eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels 
eigener Unterkunft oder wegen der Möglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskörperschaft eine 
Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn 
der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen 
Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Kräfte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft 
beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint. 
 

(6) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgeblichen Sachverhaltes bereits acht 
Jahre ununterbrochen und rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Rückkehrentscheidung 
gemäß § 52 Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 Abs. 3 FPG 
vorliegen. § 73 Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974 gilt." 
 

Gemäß § 58 Abs. 1 Z 5 AsylG 2005 hat das BFA die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 
von Amts wegen zu prüfen, wenn ein Fremder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den 
Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt. 
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Gemäß § 58 Abs. 2 AsylG 2005 ist die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 AsylG 2005 von Amts 
wegen zu prüfen, wenn eine Rückkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskräftig auf 
Dauer unzulässig erklärt wird. 
 

Gemäß § 58 Abs. 3 AsylG 2005 hat das BFA über das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prüfung der 
Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 und 57 AsylG 2005 im verfahrensabschließenden Bescheid 
abzusprechen. 
 

3.3.2. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich: 
 

Wie sich aus den bisherigen Angaben des BF im Verfahren vor der belangten Behörde und aus der Beschwerde 
ergibt, verfügt dieser in Österreich über keine familiären oder sozialen Anknüpfungspunkte. 
 

Hinweise auf eine zum Entscheidungszeitpunkt vorliegende berücksichtigungswürdige besondere Integration des 
BF in beruflicher, sprachlicher oder gesellschaftlicher Hinsicht sind schon im Hinblick auf die kurze Dauer ihres 
bisherigen Aufenthalts in Österreich (Anfang August 2015) und angesichts der bis dato in Haft verbrachten Zeit 
nicht erkennbar. Er geht und ging auch keiner regelmäßigen Beschäftigung in Österreich nach. 
 

In jenem Teil der Beschwerde, welcher sich gegen die Rückkehrentscheidung wendet, wird darauf hingewiesen, 
die belangte Behörde habe nicht näher dargelegt, in welchem Verhalten des BF sie auch nach Verbüßung seiner 
Haftstrafe eine massive Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit erblicke. Dagegen ist 
einzuwenden, dass das Bundesamt auf Seite 37 des Bescheides nicht nur die in § 9 Abs. 2 BFA-VG im Hinblick 
auf den BF zum Tragen kommenden Punkte geprüft, sondern dezidiert seine Verurteilungen genannt und unter 
dem Punkt "Einreiseverbot" näher erörtert hat. 
 

Nach Maßgabe einer Interessensabwägung im Sinne des § 9 BFA-VG ist die belangte Behörde zu Recht davon 
ausgegangen, dass das öffentliche Interesse an der Beendigung des Aufenthalts im Bundesgebiet das persönliche 
Interesse am Verbleib im Bundesgebiet überwiegt und daher durch die angeordnete Rückkehrentscheidung eine 
Verletzung des Art. 8 EMRK nicht vorliegt. Auch sonst sind keine Anhaltspunkte hervorgekommen und auch in 
der Beschwerde nicht substantiiert vorgebracht worden, welche im gegenständlichen Fall eine 
Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig erscheinen ließen. 
 

Die belangte Behörde ist des Weiteren auch nach Abwägung aller dargelegten persönlichen Umstände zu Recht 
davon ausgegangen, dass ein Aufenthaltstitel gemäß § 55 AsylG 2005 (Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 
EMRK) von Amts wegen nicht zu erteilen ist. 
 

Auch Umstände, dass allenfalls von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 
(Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz) zu erteilen gewesen wäre, liegen unter Zugrundelegung des 
festgestellten Sachverhaltes nicht vor. 
 

Schließlich sind im Hinblick auf die von der belangten Behörde im angefochtenen Bescheid gemäß § 52 Abs. 9 
iVm. § 50 FPG getroffene amtswegige Feststellung keine konkreten Anhaltspunkte dahingehend 
hervorgekommen, dass allenfalls auch unter dem Gesichtspunkt des Privatlebens die Abschiebung in den 
Herkunftsstaat unzulässig wäre (vgl. VwGH 16.12.2015, Zl. Ra 2015/21/0119). 
 

Da alle gesetzlichen Voraussetzungen für die Anordnung einer Rückkehrentscheidung vorliegen, war die 
Beschwerde gegen Spruchpunkt III. der angefochtenen Bescheide gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 iVm § 52 
Abs. 2 Z. 2 iVm Abs. 9 FPG sowie § 57 AsylG 2005 als unbegründet abzuweisen. 
 

3.3.1.Der mit "Einreiseverbot" betitelte § 53 FPG lautet wie folgt: 
 

"§ 53. (1) Mit einer Rückkehrentscheidung kann vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen 
werden. Das Einreiseverbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten Zeitraum 
nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich dort nicht aufzuhalten. 
 

(Anm.: Abs. 1a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013) 
 

(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von höchstens fünf Jahren zu 
erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des 
Drittstaatsangehörigen mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK 
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genannten öffentlichen Interessen zuwiderläuft. Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der 
Drittstaatsangehörige 
 

1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenverkehrsordnung 1960 (StVO), BGBl. Nr. 
159, iVm § 26 Abs. 3 des Führerscheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b oder 2 
StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 
194, in Bezug auf ein bewilligungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, gemäß 
den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. Nr. 98, oder wegen einer Übertretung des 
Grenzkontrollgesetzes, des Meldegesetzes, des Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 1 000 Euro oder primären 
Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde; 
 

3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes 
rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich dabei nicht um eine in Abs. 3 genannte Übertretung handelt; 
 

4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich begangener Zuwiderhandlungen gegen 
devisenrechtliche Vorschriften rechtskräftig bestraft worden ist; 
 

5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution geregelt ist, rechtskräftig bestraft 
worden ist; 
 

6. den Besitz der Mittel zu seinem Unterhalt nicht nachzuweisen vermag; 
 

7. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht ausüben hätte dürfen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige hätte nach den Bestimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben 
Dienstgeber eine andere Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, bei der der 
Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckänderung erforderlich oder eine Zweckänderung 
zulässig gewesen; 
 

8. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat und sich für die Erteilung oder 
Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks Zugangs zum heimischen 
Arbeitsmarkt oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene 
Partnerschaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein gemeinsames Familienleben im 
Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat oder 
 

9. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, der Erwerb 
oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen 
Staatsbürgerschaft, der Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintanhaltung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen ausschließlicher oder vorwiegender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das 
Gericht über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat. 
 

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jahren, in den Fällen der Z 5 bis 8 
auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des 
Drittstaatsangehörigen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt. Als 
bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreiseverbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 
EMRK genannten öffentlichen Interessen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn 
 

1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als drei Monaten, 
zu einer bedingt oder teilbedingt nachgesehenen Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten oder mehr als 
einmal wegen auf der gleichen schädlichen Neigung beruhenden strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt 
worden ist; 
 

2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von drei Monaten nach der Einreise 
begangenen Vorsatztat rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden ist; 
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4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer gerichtlich strafbaren Handlung im Sinne 
dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt 
worden ist; 
 

5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als fünf Jahren 
rechtskräftig verurteilt worden ist; 
 

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige einer 
kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder 
angehört hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder 
finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lässt (§ 
278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f 
StGB); 
 

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der Drittstaatsangehörige durch sein 
Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf 
zur Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet oder 
 

8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein 
Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder 
terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt. 
 

(4) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des Drittstaatsangehörigen. 
 

(5) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie bereits getilgt ist. § 73 StGB gilt. 
 

(6) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht veranlasste Unterbringung in einer 
Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher gleichzuhalten, wenn die Tat unter Einfluss eines die 
Zurechnungsfähigkeit ausschließenden Zustandes begangen wurde, der auf einer geistigen oder seelischen 
Abartigkeit von höherem Grad beruht." 
 

3.3.2. Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens war die Beschwerde gegen das erlassene 
Einreiseverbot dem Grunde nach abzuweisen. Dies aus folgenden Erwägungen: 
 

Bei der Stellung der für jedes Einreiseverbot zu treffenden Gefährlichkeitsprognose - gleiches gilt auch für ein 
Aufenthaltsverbot oder Rückkehrverbot - ist das Gesamt(fehl)verhalten des Fremden in Betracht zu ziehen und 
auf Grund konkreter Feststellungen eine Beurteilung dahin vorzunehmen, ob und im Hinblick auf welche 
Umstände die in § 53 Abs. 2 FrPolG 2005 idF FrÄG 2011 umschriebene Annahme gerechtfertigt ist. Bei dieser 
Beurteilung kommt es demnach nicht auf die bloße Tatsache der Verurteilung bzw. Bestrafung des Fremden, 
sondern auf das diesen zugrunde liegende Fehlverhalten, die Art und Schwere der zu Grunde liegenden 
Straftaten und auf das sich daraus ergebende Persönlichkeitsbild an. (vgl. VwGH 19.2.2013, 2012/18/0230) 
 

Solche Gesichtspunkte, wie sie in einem Verfahren betreffend Rückkehrentscheidung und Einreiseverbot zu 
prüfen sind, insbesondere die Intensität der privaten und familiären Bindungen in Österreich, können nicht auf 
die bloße Beurteilung von Rechtsfragen reduziert werden (vgl. VwGH 7.11.2012, 2012/18/0057). 
 

Wie sich aus § 53 FPG ergibt, ist bei der Verhängung eines Einreiseverbots das bisherige Verhalten des 
Drittstaatsangehörigen in die Betrachtung miteinzubeziehen. Dabei gilt es zu prüfen, inwieweit dieses die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen 
Interessen zuwiderläuft. 
 

Es steht unbestritten fest, dass der BF wegen zweimaligen Raubes, Urkundenunterdrückung, Entfremdung 
unbarer Zahlungsmittel und Betruges vom selben Gericht innerhalb von 5 Monaten zu einer jeweils unbedingten 
Freiheitsstrafe einmal von 3 und dann von 2 Jahren verurteilt wurde. Dabei handelt es sich um auf dem Gebiet 
des Fremdenrechts besonders verpönte Verbrechen (siehe dazu VwGH vom 19.12.2012 2012/22/0215 zum Raub 
sowie 2011/23/0190 vom 21.01.2013 ua zum Betrug). 
 

Bei Verübung der jeweiligen Delikte muss dem BF besonders die Art der Tatbegehung (es handelte sich bei 
seinen Raubopfern vorwiegend um betagte Damen) wie der Umstand angelastet werden, dass er nicht aus Not 
gehandelt hat. Der BF ließ sich ferner trotz einmal verübter Straftat mehrmals zu solch verpöntem Verhalten 
hinreißen. 
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Im Zuge beider Verurteilungen verhängte das LG XXXX ausschließlich unbedingte Freiheitsstrafen und hob 
hervor, dass vor allem die Vorgehensweise des BF bei der Wahl seiner Opfer sowohl aus spezialwie aus 
generalpräventiven Gründen trotz der eher geringen Schadensbeträge und ohne Eintritt von Verletzungen bei den 
Opfern für die Verhängung einer empfindlichen (unbedingten) Freiheitsstrafe gesprochen hätten. 
 

Da ein großes öffentliches Interesse an einem geregelten Fremdenwesen in Österreich vorherrscht und die 
Nichtbeachtung von Rechtsnormen, insbesondere, jener dem Schutze der Freiheit und des Vermögens Dritter 
dienlichen Vorschriften einem gedeihlichem gesellschaftlichem Zusammenleben massiv zuwiderläuft, ist 
gegenständlich der Schluss zu ziehen, dass der BF durch sein gezeigtes Verhalten - und der sich daraus 
resultierenden negativen Zukunftsprognose - den Beweis für dessen nachhaltige und schwerwiegende 
Gefährdung österreichischer - in Art 8 Abs. 2 EMRK genannter - öffentlicher Interessen erbracht hat und die 
Verhängung eines Einreiseverbotes als notwendiges Mittel zu dessen Begegnung zu betrachten ist. 
 

Auch die im Lichte des Art 8 EMRK gebotene Abwägung der privaten und familiären Interessen des BF mit den 
entgegenstehenden öffentlichen Interessen konnte in Ermangelung zureichender Anknüpfungspunkte und 
tiefgreifender Integrationsmomente im Bundesgebiet, eine Abstandnahme von der Erlassung eines 
Einreiseverbotes nicht rechtfertigen. Weder die Existenz der Lebensgefährtin noch jene des Cousins konnte 
erwiesen werden. Abgesehen davon wäre die tatsächliche Beziehungspflege zu derartigen Personen durch den 
aktuellen Haftaufenthalt des BF stark eingeschränkt. 
 

Zudem hat den BF der mögliche Verlust seines Einreise- und Aufenthaltsrechtes im Schengen-Raum nicht von 
der Begehung strafgerichtlich relevanter Straftaten abzuhalten vermocht. Vielmehr hat der BF, wie bereits 
hervorgehoben, durch sein Verhalten diese Möglichkeit wissentlich auf Spiel gesetzt und die Folgen in Kauf 
genommen. 
 

Bei Abwägung der genannten gegenläufigen Interessen gelangt das Gericht zur Auffassung, dass die Erlassung 
eines Einreiseverbotes zur Verhinderung weiterer strafbarer Handlungen, somit zur Erreichung von im Art 8 
Abs. 2 EMRK genannten Zielen, dringend geboten ist und somit die Interessen des BF überwiegen. 
 

Angesichts der begründeten Annahme der weiteren Verübung derartiger Straftaten - was sich aus der bereits 
zweifachen Verurteilung ergibt - ist davon auszugehen, dass ein Aufenthalt des BF im Bundesgebiet die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung tatsächlich, gegenwärtig und erheblich gefährden werde und sohin der 
Tatbestand des § 53 Abs. 1 iVm Abs. 3 Z 1 und Z 2 jedenfalls verwirklicht ist. 
 

Auch was die Dauer des verhängten Einreiseverbots betrifft, erscheint diese als angemessen. Die belangte 
Behörde wies in ihrer Begründung zum Einreiseverbot darauf hin, dass der BF nicht nur unmittelbar nach seiner 
Einreise straffällig wurde, sondern sein strafbares Verhalten wiederholte und sich damit nicht einsichtig zeigte. 
Auch die sonstigen Umstände, wie die fehlende Beschäftigungslosigkeit wie mangelnden 
Integrationsbemühungen rechtfertigen im Sinne des Gesamtverhaltens eine 10jährige Einreiseverbotsdauer. 
 

3.4. Zur Aberkennung der aufschiebenden Wirkung: 
 

Die belangte Behörde hat mit den angefochtenen Bescheiden gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG einer Beschwerde 
die aufschiebende Wirkung aberkannt. 
 

Was die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung der Beschwerde betrifft, bestimmt § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG, 
dass das BFA einer Beschwerde gegen eine abweisende Entscheidung über einen Antrag auf internationalen 
Schutz die aufschiebende Wirkung aberkennen kann, wenn der Asylwerber aus einem sicheren Herkunftsstaat 
im Sinne des § 19 BFAVG stammt. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1a FPG besteht eine Frist für die freiwillige Ausreise nicht für die Fälle einer zurückweisenden 
Entscheidung gemäß § 68 AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemäß § 18 BFA-
VG durchführbar wird. 
 

Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung nach § 18 Abs. 1 Z 1 BFA-VG ist - anders als jene nach § 18 
Abs. 2 BFA-VG - nicht zwingend, sondern sie setzt eine Abwägung der für und gegen die zu treffende 
Anordnung sprechende Interessen voraus. Dabei wäre das öffentliche Interesse an der raschen 
Aufenthaltsbeendigung von Asylwerbern, die aus einem "sicheren Herkunftsstaat" nach § 19 Abs. 5 BFA-VG 
iVm. § 1 Herkunftsstaaten-Verordnung kommen, den im Einzelfall allenfalls entgegenstehenden privaten 
Interessen gegenüberzustellen (VwGH 28.04.2015, Zl. Ra 2014/18/0146 ua). 
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Gemäß § 1 der Herkunftsstaaten-Verordnung (HStV) gilt Mazedonien als sicherer Herkunftsstaat. Anhaltspunkte 
dahingehend, dass im gegenständlichen Fall allenfalls konkret zu berücksichtigende private Interessen vorliegen 
würden, die das öffentliche Interesse an einer raschen Aufenthaltsbeendigung allenfalls überwiegen würden, sind 
nicht hervorgekommen. 
 

Ferner macht das zweimalige, massive strafbare Verhalten des BF die Aberkennung der aufschiebenden 
Wirkung wegen der damit einhergehenden Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit nötig. 
 

Die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung durch die belangte Behörde gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 und Z 2 
BFAVG ist daher zu Recht erfolgt, weshalb die Beschwerde gegen Spruchpunkt IV. des angefochtenen 
Bescheides gemäß § 18 Abs. 1 Z 1 BFAVG iVm. § 55 Abs. 1a FPG als unbegründet abzuweisen war. 
 

3.5. Zu Spruchpunkt VII. des bekämpften Bescheides 
 

3.5.1. Der mit "Aufenthaltsrecht" betitelte § 13 AsylG lautet auszugweise: 
 

(2) Ein Asylwerber verliert sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet, wenn 
 

1. dieser straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3), 
 

2. gegen den Asylwerber wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich begangen werden 
kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft eingebracht worden ist, 
 

3. gegen den Asylwerber Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff StPO, BGBl. Nr. 631/1975) oder 
 

4. der Asylwerber bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten worden ist. 
 

Der Verlust des Aufenthaltsrechtes ist dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) 
mitzuteilen. Wird ein Asylwerber in den Fällen der Z 2 bis 4 freigesprochen, tritt die Staatsanwaltschaft von der 
Verfolgung der Straftat zurück (§§ 198 ff StPO) oder wird das Strafverfahren eingestellt, lebt sein 
Aufenthaltsrecht rückwirkend mit dem Tage des Verlustes wieder auf. 
 

Dem BF wurde am 29.11.2016 eine Verfahrensanordnung ausgehändigt, wonach ihm gemäß obiger Bestimmung 
kein Aufenthaltsrecht mehr zukomme. Da die in Z 1 und Z 2 normierten Voraussetzungen erfüllt sind, war dieser 
Teil des Bescheides nicht zu beanstanden und wurde auch in der Beschwerde nicht aufgegriffen. 
 

4. Entfall der mündlichen Verhandlung: 
 

Da der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint, konnte gemäß § 21 
Abs. 7 BFAVG eine mündliche Verhandlung unterbleiben. 
 

Der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) hat mit Erkenntnis vom 28.05.2014, Zl. Ra 2014/20/0017 und 0018-9, für 
die Auslegung der in § 21 Abs. 7 BFA-VG enthaltenen Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in 
Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint" unter Bezugnahme auf das Erkenntnis des 
Verfassungsgerichtshofes (VfGH) vom 12.03.2012, Zl. U 466/11 ua., festgehalten, dass der für die rechtliche 
Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt von der Verwaltungsbehörde vollständig in einem 
ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und Vollständigkeit aufweisen 
muss. Die Verwaltungsbehörde muss die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen tragende 
Beweiswürdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmäßiger Weise offen gelegt haben und das 
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwägungen der verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In 
der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darüber 
hinaus gehender für die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes 
Bestreiten des von der Verwaltungsbehörde festgestellten Sachverhaltes ebenso außer Betracht bleiben kann wie 
ein Vorbringen, das gegen das in § 20 BFAVG festgelegte Neuerungsverbot verstößt. Schließlich ist auf 
verfahrensrechtlich festgelegte Besonderheiten bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen. 
 

Im gegenständlichen Fall ist dem angefochtenen Bescheid ein umfassendes Ermittlungsverfahren durch die 
belangte Behörde vorangegangen. Für eine Mangelhaftigkeit des Verfahrens ergeben sich aus der Sicht des 
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Bundesverwaltungsgerichtes keinerlei Anhaltspunkte. Vielmehr wurde den Grundsätzen der Amtswegigkeit, der 
freien Beweiswürdigung, der Erforschung der materiellen Wahrheit und des Parteiengehörs entsprochen. So ist 
die belangte Behörde ihrer Ermittlungspflicht hinreichend nachgekommen. Der entscheidungswesentliche 
Sachverhalt wurde nach Durchführung eines ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahrens unter schlüssiger 
Beweiswürdigung der belangten Behörde festgestellt und es wurde in der Beschwerde auch kein dem Ergebnis 
des Ermittlungsverfahrens der belangten Behörde entgegenstehender oder darüber hinaus gehender Sachverhalt 
in konkreter und substantiierter Weise behauptet. 
 

Vor dem Hintergrund dieser Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnte im vorliegenden Fall die 
Durchführung einer mündlichen Verhandlung beim Bundesverwaltungsgericht gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG 
unterbleiben, weil der maßgebliche Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde samt 
Ergänzung geklärt war. Was das Vorbringen des BF in der Beschwerde betrifft, so findet sich in dieser kein 
neues bzw. kein ausreichend konkretes Tatsachenvorbringen, welches die Durchführung einer mündlichen 
Verhandlung notwendig gemacht hätte 
 

Zu Spruchteil B): Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl. Nr. 10/1985 idgF, hat das 
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß 
Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision gegen die gegenständliche Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die 
Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder 
weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, 
noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes 
auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche 
Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 
 

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht 
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. 
 

Die oben in der rechtlichen Beurteilung angeführte Judikatur des VwGH ist zwar zu früheren Rechtslagen 
ergangen, sie ist jedoch nach Ansicht des erkennenden Gerichts auf die inhaltlich meist völlig gleichlautenden 
Bestimmungen der nunmehr geltenden Rechtslage unverändert übertragbar. 
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